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WEG - Reform: Das neue Verfahrensrecht

Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Gottschalg, JHL, Köln

Vorsitzender Richter am OLG a.D.

f . Vom FGG - Verfahren zum ZPO - Klageverfahren

Die Wohnungseigentumssachen werden gegenwärt ig noch im Verfahren der freiwi l l i -
gen Gerichtsbarkeit entschiedenl. Gemäß S 1 2 FGG hat das Wohnungseigentums-
gericht von Amts wegen die zur Feststellung der Tatsachen erforderlichen Ermittlun-
gen zu veranstalten und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen (Amts-

maxime). Die Verfahrensgestaltung ist flexibler als die nach der Zivilprozessordnung;

es besteht keine Bindung an die strengen Beweisvorschrif ten der ZPO (vgl.S 1S
FGG). Die Kostenverteilung richtet sich nicht strikt nach dem Verfahrensausgang,

sondern gem. S 47 WEG nach bi l l igem Ermessen. Entschieden wird im Beschluss-

verfahren in einem Instanzenzug, der vom Amtsgericht bis zum Oberlandesgericht

fÜhrt. Nur im Divergenzfallz erfolgt eine Vorlage an den Bundesgerichtshof. Nach der
am 1 4.12.2006 vom Deutschen Bundestag beschlossenen WEc-Novelle - BT -

Drucksache 1 61887 - entscheidet das Gericht künftig in Verfahren in Wohnungsei-
gentumssachen nach den Vorschriften der ZPO.

1. Begründung der Verfahrensänderung

Als Ziel des Reformgesetzes wird die Harmonisierung der Gerichtsverfahren

durch Erstreckung der Vorschriften der ZPO auf Verfahren in Wohnungseigen-

tumssachen genannt. Bei diesen Verfahren handele es sich um rein privat-

rechtl iche Streit igkeiten, es gebe keinen überzeugenden Grund, hier die nach

dem FGG vorgeschriebene aufwändige Amtsermittlung durchzuführen , z,tmal

schon jetzt wesentliche Grundsätze der ZPO auch in Verfahren nach dem

WEG entsprechend anzuwenden seien. Die mit der FGG-Zuweisung verbun-

denen Erurartungen des Gesetzgebers hätten sich in den Wohnungseigen-

tumsverfahren nicht erfüllt. Der mit einer Amtsermittlung verbundene erhöhte

Einsatz staatlicher Ressourcen sei nur noch dort gerechtfertigt, wo eine erhöh-

I S +s Abs. 1 wEG.'  
s  28 FGG.
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Fur die beschlossene Überleitung in das ZPO-Verfahren besteht kein zwin-
gender Grund. Das Verfahren der freiwill igen Gerichtsbarkeit hat sich in Woh-
nungseigentumssachen im wesentl ichen bewährt.  Es ist aufgrund der gelten-
den Amtsmaxime nicht notwendig langsamer und aufiruändiger als das ZpO-
Klageverfahren. Es ist weniger formstreng als das Verfahren nach der ZpO;
das Verfahren der freiwill igen Gerichtsbarkeit ist "elastischer", ermöglicht die
Anpassung an Verfahrensbesonderheiten und erleichtert insbesondere die
Einbeziehung aller Verfahrensbeteil igten.

. Die gerichtliche Praxis wird diesen sogenannten Paradigmenwechsel bewäl-
tigen, zumal der Übergang zum ZPO - Verfahren durch die Anerkennung der
Teilrechtsfähigkeit der Wohnungseigentümergemeinschaft3 wesenlich erleich-
tert wird. Schon jetzt ist das Verfahren in Wohnungseigentumssachen der
ZPO angenähert, insbesondere durch die Auferlegung von Darlegungspflich-
ten, die den Umfang der Amtsermitttung wesentlich einschränken.

Nicht zu übersehen ist, dass mit dem ZPO-Verfahren auch praktische Vorteile
verbunden sind. Das Gericht kann nunmehr - wie in jedem Zivilprozess -

Sanktionen ergreifen, wenn die Parteien ihrer Pflicht zur Verfahrensförderung
nicht nachkommen. Hinzu kommt, dass das Gericht die Möglichkeit hat, ein
Versäumnisurteil zu erlassen, die Vollstreckung aufgrund eines vorläufig voll-
streckbaren Urteils anzuordnen und einstweiligen Rechtsschutz in einem ge-
setzlich normierten Verfahren zu gewähren. Dem Reformgesetz liegt dabei
d ie Enrua rtu ng zugrunde, dass d ie Wohnungseigentumssachen erstinstanzl ich
erfahrenen, spezialisierten Richtern zugewiesen werden. Es bleibt zu hoffen,
dass diese Enruartung von den Landesjustizverwaltungen erfullt wird.

2" BGH, Beschluss vom 2.0.200s -v zB 32r0s, NJW 200s. 2061= ZMR 2005, 547 = NZM 2005. 543.
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ll .  Klageerhebung beim Amtsgericht

S 43 WEG ( neu ) begründet eine ausschl ießl iche ört l iche Zuständigkeit bei dem Ge-
richt, in dessen Bezirk das Grundstück l iegt. Durch die Einfügung der Streit igkeiten

nach S 43 WEG in $ 23 Nr. 2c GVG (neu) wird klargestellt, dass auch die erstinstanz-

l iche sachl iche Zuständigkeit beim Amtsgericht eine ausschl ießl iche ist.  Davon aus-
genommen sind ledigl ich die Klagen Drit ter gegen die Gemeinschaft der Wohnungs-

eigentümer oder gegen Wohnungseigentümer gemäß S 43 Nr.5 WEG n.F. WEG. Für
diese Streitigkeiten soll die erstinstanzliche Zuständigkeit des Landgerichts beste-
hen bleiben, sofern der Gegenstandswert die Summe von 5000.- EUR übersteigt.

1. Streitgegenstände

Nach der Neufassung des S 43 WEG geht es wie bisher um Streitigkeiten über

die sich aus der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und aus der Verwal-
tung des gemeinschaftlichen Eigentums ergebenden Rechte und Pflichten der
Wohnungseigentümer untereinander, über Streitigkeiten über die Rechte und
Pflichten des Verwalters bei der Venrualtung des gemeinschaftlichen Eigen-

tums und über Streitigkeiten über die Gültigkeit von Beschlüssen der Woh-

nungseigentümer. Da es nach dem Gesetzentwurf infolge der Aufhebung des

S 26 Abs. 3 WEG einen Notvenrualter nicht mehr geben soll, entfällt die dies-

bezügliche gerichtliche Zuständigkeit. Zur Begründung wird insoweit ange-

fÜhrt, es handele sich um einen typischen Fall vorsorgender Rechtspflege, für

den das ZPO-Klageverfahren nicht passe; zum anderen sei für die Bestellung

eines Notverwalters gem. S 26 Abs. 3 WEG kein praktisches Bedürfnis vor-

handen, was mehr als zweifelhaft ist. Gemäß S 43 Nr. 2 WEG kommen neu

hinzu die Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten zwischen der (teilrechts-

fähigen ) Gemei nschaft der Wohnungseigentümer und Woh nungseigentü mern.
Diese neue Zuständigkeit ist die Folge der Anerkennung der Tei lrechtsfähig-

keit  und damit der Parteifähigkeit der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer

gem. S 10 Abs. 6 Satz 5 WEG. Die Gemeinschaft kann insoweit selbst Kläge-

rin und Beklagte sein.

Auf Vorschlag des Bundesjustizministeriums ist g 43 WEG um die Nr. 5 er-
gänzt worden. Danach ist das Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück liegt,
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ausschl ießl ich zuständig für Klagen Drit ter, die sich gegen die Gemeinschaft

der Wohnungseigentümer oder gegen Wohnungseigentümer r ichten und sich

auf das gemeinschaft l iche Eigentum, seine Venrualtung oder das Sondereigen-

tum beziehen. Hierdurch wird S 29 b ZPO, der zur Zeit einen besonderen Ge-

richtsstand .für Klagen Dritter gegen Mitglieder oder frühere Mitglieder einer

Wohn ungseigentümergemeinschaft beg ründet, in d as Wohnungseigentums-

gesetz integriert.  Es ist zu begrüßen, dass die ausschl ießl iche Zuständigkeit

des Gerichts, in dessen Bezirk das Grundstuck l iegt, für al le Wohnungseigen-

tumssachen in nur einer Vorschrift normiert wird. S 29 b ZPO ist demgemäß

aufgehoben worden.

Nach der den Zuständigkeitskatalog des S 43 WEG ergänzenden Nr. 6 gilt die

ausschließliche Zuständigkeit des Gerichts am Belegenheitsort der Wohnan-

lage auch für Mahnverfahren, wenn die Gemeinschaft der Wohnungseigen-

tümer Antragstellerin ist. Insoweit ist die Zuständigkeitsnorm des S 689 Abs. 2

ZPO nicht anzuwenden. Die auf Vorschlag des Bundesjustizministeriums neu

angefugte Nr. 6 des S 43 WEG übernimmt in modifizierter Form die jetzige Zu-

ständigkeitsregelung für das Mahnverfahren gemäß S 46 a WEG, sofern die

rechtsfähige Gemeinschaft der Wohnungseigentümer Antragstellerin ist. Be-

troffen hiervon sind nicht nur Wohngeldforderungen der Gemeinschaft als Bin-

nenstreitigkeiten, sondern auch Außenstreitigkeiten, etwa Mahnanträge der

Gemeinschaft gegen Handwerker.
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2. Parteibezeichnung in der Klageschrif t

Zur Klageerhebung nach S 253 ZPO gehört unter anderem die Bezeichnung

der Parteien. Dies ist unproblematisch, soweit es sich um eine Klage des Ver-

bandes (Gemeinschaft) oder gegen den Verband handelt.  In diesen Fäl len

führt die Anerkennung der Teilrechtsfähigkeit zur Parteifähigkeit des Verban-

des. S 10 Abs. 6 sätze 4 und 5 des Reformgesetzes lauten:

"Die Gemeinschaft muss die Bezeichnung "Wohnungseigentümerge-

meinschaft" gefolgt von der bestimmten Angabe des gemeinschaftli-

chen Grundstücks führen. Sie kann vor Gericht klagen und verklagt

werden."

Wenn die Klage dagegen durch oder gegen alle Wohnungseigentümer mit
Ausnahme des Gegners erhoben wird, so genügt für ihre nähere Bezeichnung

' in der Klageschrift die bestimmte Angabe des gemeinschaftlichen Grund-
stücks. Aufgrund der zugelassenen Kurzbezeichnung wird es also auch künf-
tig genügen, wenn sich aus der Klageschrift ergibt, dass die Klage durch die
Wohnungseigentümer einer bestimmten Liegenschaft mit Ausnahme des Be-
klagten erhoben wird oder aber sich die Klage gegen alle Wohnungseigentü-
mer mit Ausnahme des Klägers richtet. Nach der Begnindung des Gesetzent-
wurfs zu S 44 WEG (neu) kann die geforderte "bestimmte Angabe des ge-

meinschaftlichen Grundstücks" nach der postalischen Anschrift oder nach dem
Grundbucheintrag erfolgen. Um die Zustellung zu ermöglichen, sind bei pas-

sivprozessen der Wohnungseigentümer in der Klageschrift außerdem der
Verwalter, der gem. g 45 Abs. 1 WEG (neu) Zustellungsvertreter der Woh-
nungseigentümer ist, und der gem. S 45 Abs. 2 Satz 1 WEG (neu) bestellte
Ersatzzustellungsvertreter mit Namen und Anschriften zu bezeichnen. Für Ak-
tivprozesse besteht kein entsprechender Regelungsbedarf, da eine gemein-

schaftliche Klageerhebung ohnehin durch einen Prozessbevollmächtigten er-
folgen wird, an den gem. g '172 Abs. 1 Satz 1 ZPO zuzustellen ist.

ln $ 44 Abs. I Satz2 WEG-E war vorgesehen, dass die nach g 253 Abs. 2
Nr. 1 ZPO erforderliche namentliche Bezeichnung der Wohnungseigentümer
spätestens bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung zu erfolgen hat. Es
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ist also nicht erforderlich, die Eigentümerliste der Klageschrift beizufugen,

vielmehr kann die Klarstel lung, welche Wohnungseigentümer klagen bzw. ver-

klagt werden, nachgeholt werden.

Auf Vorschlag des Bundesrats, der zutreffend darauf hingewiesen hat, dass es

im Zivi lprozessrecht im al lgemeinen genügt, wenn die Prozessvoraussetzun-

gen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vorl iegen, ist der Gesetz-

entwurf zu S 44 Abs. 1 Satz 2 WEG dahin geändert worden, dass die nament-

l iche Bezeichnung der Wohnungseigentümer spätestens bis zum Schluss der

mündlichen Verhandlung zu erfolgen hat. Dies ist zu begrüßen, weil dadurch

die Möglichkeit eroffnet wird, die Frage der Vollständigkeit und Richtigkeit der

Eigentümerl iste im Termin zur mündlichen Verhandlung zu erörtern. Da die

Zulässigkeit der Klage von der richtigen und vollständigen Parteibezeichnung

abhängt, ist künftig besondere Sorgfalt bei der Ermittlung und Bezeichnung

der klagenden bzw. verklagten Wohnungseigentümer gefordert. Sind an dem

Rechtsstreit nicht alle Wohnungseigentümer als Partei beteiligt, so sind die üb-
rigen Wohnungseigentümer nach S 44 Abs. 2 des Entwurfs von dem Kläger zu

bezeichnen. Der namentl ichen Bezeichnung der übrigen Wohnungseigentü-

mer bedarf es nicht, wenn das Gericht von ihrer Bei ladung gem. S 4S Abs. 1

Satz 1 absieht. Hierzu wird in späterem Zusammenhang Stellung genommen

werden.

Zustellung

S 45 Abs. 1 des Entwurfs bestimmt, dass der Vennralter Zustellungsvertreter

der Wohnungseigentümer ist,  wenn diese Beklagte oder gem. S 48 Abs. 1

Satz 1 beizuladen sind, es sei denn, dass er als Gegner der Wohnungseigen-

tÜmer an dem Verfahren beteiligt ist oder aufgrund des Streitgegenstandes die

Gefahr besteht, der Venrualter werde die Wohnungseigentümer nicht sachge-

recht unterrichten. Diese Vorschrift knüpft an die bisherige Zustellungs-

Rechtsprechung ana und orientiert sich an dem Zustel lungsverbot gem. S 1ZB

Abs. 2 ZPO und trägt Interessenkonflikten in der Person des Venrualters

Rechnung. Nach dem Entwurf wird das Gericht nicht verpfl ichtet, die Zustel-

3.
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lung an den Venrualter anz-uordnen, wenngleich dies regelmäßig sachgerecht

sein wird. In einer kleineren Wohnungseigentümergemeinschaft kann es sinn-

vol l  sein, die Zustel lung an al le betroffenen Wohnungseigentümer zu veran-

lassen.

In $ 45 Abs. 2 WEG ist vorgesehen, dass die Wohnungseigentümer für den

Fall, dass der Venrualter als Zustellungsvertreter ausgeschlossen ist, durch

Beschluss mit Stimmenmehrheit einen Ersatzzustel lu ngsve rtreter sowie

dessen Vertreter zu bestellen haben, auch wenn ein Rechtsstreit noch nicht

anhängig ist. Haben die Wohnungseigentümer keinen Ersatzzustellungsvertre-

ter bestellt oder ist die Zustellung nach den Absätzen 1 und 2 des S 45 aus

sonstigen Gründen nicht ausführbar, kann das Gericht einen Ersatzzustel-

lungsvertreter nach S 45 Abs. 3 des Entwurfs bestellen.

Diese Regelungen erscheinen wenig praktikabel. In der Entwurfsbegründung

wird zutreffend darauf hingewiesen, dass auch der Ersatzzustellungsvertreter

seiner Bezeichnung nach ein Vertreter, also kein Zustellungsbevollmächtigter

ist, so dass die Übergabe nur einer Ausfertigung oder Abschrift des Schrift-

stücks an ihn genügt. Richtig ist auch der Hinweis, dass die Bereitschaft zur

Übernahme der Aufgaben eines Ersatzzustellungsvertreters erforderlich ist, da

ein Beschluss zu Lasten Dritter nach allgemeinen Grundsätzen unzulässig ist.

Die in S 45 Abs. 3 WEG vorgesehene hilfsweise Bestellung eines Ersatzzu-

stellungsvertreters durch das Gericht lässt die Frage offen, wer als geeigneter

Zustellungsvertreter in Betracht kommt und wer verpflichtet sein soll, die ge-

richtliche Bestellung anzunehmen. Unklar ist insbesondere, ob Rechtsanwälte

als Organe der Rechtspflege hierzu verpflichtet sein sollen, ggf. mit welcher

Vergütung oder nur gegen Aufwendungsersatz.

o Siehe Bärmann/Pick/Merle, WEG, 9. Aufl . ,  S 27 Rz. 120ff .



4. Anfechtungsklage

Einen Schwerpunkt der gerichtlichen Auseinandersetzungen werden auch
künftig die Beschlussanfechtungsstreitigkeiten bilden. Die kunftige Anfech-
tungsklage ist in $ 46 WEG geregelt,  der in Abs. 1 in der beschlossenen ak-
tuel len Fassung aufgrund der Gegenäußerung der Bundesregierung wie folgt
lautet:

"Die Klage eines oder mehrerer Wohnungseigentümer auf Erklärung
der Ungult igkeit  eines Beschlusses der Wohnungseigentümer ist gegen
die Übrigen Wohnungseigentümer und die Klage des Venrualters ist ge-
gen die Wohnungseigentümer zu r ichten. Sie muss innerhalb eines
Monats nach der Beschlussfassung erhoben und innerhalb zweier Mo-
nate nach der Beschlussfassung begründet werden. Die SS 233 - 238
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. "

Die Streitfrage, wer Anfechtungsgegner ist, ist dahin entschieden, dass alle
nicht anfechtenden Wohnungseigentümer im Lager der Beklagten sind, wobei
die Pflicht zur Verbindung mehrerer Beschlussanfechtungsprozesse gem. S 47
WEG-E zu beachten ist. Der Gegenansichts, wonach der Antrag gegen dieje-
nigen Wohnungseigentümer zu richten ist, die slch auf die Gültigkeit des Be-
schlusses berufen, wird zu Recht nicht gefolgt. Die Novelle geht davon aus,
dass auf der Beklagtenseite ein Fall der notwendigen Streitgenossenschaft
(S 62 ZPO) vorliegt. In der Begründung wird ausgeführt, dass eine kosten-
rechtliche Privilegierung der überstimmten Wohnungseigentümer nicht ge-
rechtfertigt und auch nicht praktikabel wäre, weil sich in der Regel nicht fest-
stel len lassen wird, welche Wohnungseigentümer gegen den Beschluss ge-
stimmt haben, da eine namentliche Abstimmung im Regelfall nicht stattfindet
und wegen des hohen Venrualtungsaufwands auch nicht gesetzlich gefordert

werden sol l te. Jedem überst immten Wohnungseigentümer ist es unbenom-
men, selbst Anfechtungsklage zu erheben. Wenn er das hiermit verbundene
Kostenrisiko oder die MÜhen der Prozessführung scheut, so besteht nach der
EntwurfsbegrÜndung kein Anlass, ihn als Beklagten kostenrechtlich zu privile-
g ieren.
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Indem auf die Erhebung der Anfechtungsklage abgestel l t  wird, ist für die Wah-

rung der Anfechtungsfrist die Rechtshängigkeit maßgeblichG, wobei S 107 ZPO
- Fristwahrung durch Klageeinreichung bei "demnächstiger" Zustellung - an-

wendbar ist. Ungeachtet des Umstandes, dass es sich bei der Anfechtungs-

frist um eine materiell-rechtliche Ausschlussfrist, nicht etwa um eine Zulässig-

keitsvoraussetzung fur die Anfechtungsklage handelt, ist die Möglichkeit der

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei schuldloser Fristversäumnis in

entsprechender Anwe nd u ng d er ma ßgebliche n ZP O-Vo rsch riften vorgesehen.

In Ergänzung des Regierungsentwurfs wird nunmehr bestimmt, dass die An-

fechtungsklage innerhalb zweier Monate nach der Beschlussfassung begrün-

det werden muss. Diese Verlängerung der Begründungsfrist berücksichtigt,

dass die Niederschrift über die Eigentümerversammlung den Wohnungseigen-

tümer nicht selten erst kurz vor Ablauf der Klagefrist zur Verfügung steht und

eine ausreichende Zeit zur Begründung der Anfechtungsklage eingeräumt

werden muss. Dies ist aus Sicht der Praxis zu begrüßen.

a) Prüfungsumfang und Hinweispflicht des Gerichts

Streitgegenstand der Anfechtungsklage ist die Gültigkeit des Eigentü-

merbeschlusses. Nach bereits jetzt herrschender und zutreffender Auf-

fassung sind in dem Beschlussanfechtungsverfahren nicht nur Be-

schlussmängel, die zur Anfechtbarkeit führen, sondern auch Nichtig-

keitsgründe, insbesondere das Fehlen der Beschlusskompetenz, zu be-

rücksichtigenT. Durch eine rechtskräftige Entscheidung, durch die ein im

Wege der Anfechtung geltend gemachter Antrag auf Ungültigerklärung

von Eigentümerbeschlüssen als unbegründet abgewiesen wird, wird

zugleich festgestellt, dass hinsichtlich des angegriffenen und überprüf-

ten Beschlusses auch keine Nichtigkeitsgründe vorl iegens.

" Weitnauer/Lüke, WEG, 9. Aufl., S 23 R2.27; Bonifacio ZMR 2A05,327.u gg 2s3, 261 Abs. 1 zpo.'Bärmann/Pick/Merle 
$ 43 Rz. 65; Becker ?WE2002,93, 97; OLG Düsseldorf,  Beschluss vom

10 5.2005,  l -3  Wx 301/04.  NZM 2005.  508.u Vgl. auch OLG Zweibrücken, Beschiuss vom 1 iA.2004. 3 W 179104, FGPrax 200s, 18 mwN; Weit-
nauer /Lüke $ 23 Rz.  31.
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In Übereinst immung damit  best immt S 4g Abs.4 der Novel te ,  dass,
wenn durch das Urtei l  eine Anfechtungsklage als unbegründet abge-
wiesen wird, auch nicht mehr geltend gemacht werden kann, der Be-
schluss sei nichtig.

Die Gesetzesnovelle knupft daran an und begründet in der aktuellen
Fassung des S 46 Abs. 2 WEG eine gerichtl iche Hinweispfl icht. Es
heißt dort:

"Hat der Kläger erkennbar eine Tatsache übersehen, aus der sich
ergibt, dass der Beschluss nichtig ist, so hat das Gericht darauf hin-
zuweisen."

Dem weitergehenden Vorschlag des Bundesrats zu S 46 Abs. 2 WEG
ist der Gestzgeber nicht gefolgt. Danach sollte die Vorschrift wie folgt
lauten:

"Das Gericht hat zu prüfen, ob der Beschluss nichtig ist und dabei
auch Tatsachen zu berücksichtigen, die vom Kläger nicht vorge-
bracht sind. Liegt ein Nichtigkeitsgrund vor, ist dieser von Amts we-
gen zu berücksichtigen."

Die Bundesregierung hat insofern meines Erachtens mit Recht auf die
Dispositionsbefugnis des Klägers und darauf hingewiesen, dass es in
der Praxis kaum vorstellbar ist, dass der Kläger den Hinweis des Ge-
richts, der ihm bei der Erreichung seines prozessualen Ziels hilft, unbe-
achtet lässt.

b) Anfechtungsrecht des (externen) Verwalters?

Nach der gegenwärtigen Gesetzeslage entscheidet das Amtsgericht
gem. S 43 Abs. 1 Nr. 4 WEG über die Gült igkeit  von Beschlüssen der
Wohnungseigentümer auf Antrag eines Wohnungseigentumers oder
des Verwalters. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofse

e Beschluss vom 20.0.2006 - V ZB 39101, NZM 20OZ,7BB.
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und herrschender Meinungl0 ist der (externe) Veruralter in entsprechen-

der Anwendung des S 43 Abs. 1 Nr. 4 WEG befugt, den Abberufungs-

beschluss der Wohnungseigentümer fristgerecht anzufechten. Durch

die Neufassung des S 46 Abs.1 WEG, d ie auf  Grund einerAnregung

des Verfassers bei der Anhörung vor dem Rechtsausschuss des Bun-

destages am 18.9.2006 erfolgt ist,  ist nunmehr klargestel l t ,  dass sich an

dem Beschlussanfechtungsrecht des Venrualters nichts ändert und dass

die Anfechtungsklage des Venrualters gegen die Wohnungseigentümer

zu richten ist.

i lt. Inst i tut der Bei ladung

Das Institut der Beiladung ist der ZPO im Kindschaftsrecht (g 6a0e ZPO) und im

Zwangsvollstreckungsrecht bei mehrfacher Pfändung (S 856 Abs. 3 ZPO) bekannt.

lm Wohnungseigentumsprozess soll künftig von der Beiladung dann Gebrauch ge-

macht werden, wenn nicht alle Wohnungseigentümer bzw. der Venrualter als Kläger

oder Beklagte an dem Verfahren beteiligt sind.S 48 Abs. 1 und 2 in der beschlosse-

nen Fassung lauten wie folgt:

"(1) Richtet sich die Klage eines Wohnungseigentümers, der in einem Rechts-

streit gem. S 43 Nr. 1 oder Nr. 3 einen ihm allein zustehenden Anspruch gel-

tend macht, nur gegen einen oder einzelne Wohnungseigentümer oder nur

gegen den Venrualter, so sind die übrigen Wohnungseigentümer beizuladen,

es sei denn, dass ihre rechtlichen Interessen erkennbar nicht betroffen sind.

Soweit in einem Rechtsstreit gem. S 43 Nr. 3 oder Nr. 4 der Venrualter nicht

Partei ist, ist er ebenfalls beizuladen.

(2) Die Beiladung erfolgt durch Zustellung der Klageschrift, der die Verfügun-

gen des Vorsitzenden beizufügen sind. Die Beigeladenen können der einen

oder anderen Partei zu deren Unterstützung beltreten. Veräußert ein beigela-

dener Wohnungseigentümer während des Prozesses sein Wohnungseigen-

tum, ist $ 265 Abs. 2 der Zivilprozessordnung entsprechend anzuwenden."

10 Staudinger/Bub, BGB, 12. Aufl . ,  S 26 WEG Rz. 427;Bärmann/PickiMerle g 26 Rz. 218,219; Weit-
nauer/Lüke $ 26 Rz. 40.
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Einer Bei ladung der übrigen Wohnungseigentümer bedarf es in den Verfahren nach

S 43 Nr. 2 und 4 (neu) dagegen nicht. lm Falle der Nummer 2 werden die Rechte der
übrigen WohnungseigentÜmer von der rechtsfähigen Gemeinschaft wahrgenommen.
Anfechtungs- und Nichtigkeitsklagen nach S 43 Nr. 4 WEG in der neuen Fassung
sind ohnehin gegen al le übrigen Wohnungseigentumer als notwendige Streitgenos-
sen zu r ichten, so dass ihre Beiladung nicht erforderl ich ist.

Nach der Ausnahmeregelung ist von der Bei ladung abzusehen, wenn die rechl i-
chen Interessen der übrigen Wohnungseigentümer "erkennbar nicht betroffen" sind.
Dies ist nach der Gesetzesbegründung der Fall, wenn der Streitgegenstand erkenn-
bar nur die rechtlichen Interessen eines begrenzten Kreises von Wohnungseigentü-
mern oder nur den Kläger und den Beklagten betrifft, etwa bei Gebrauchsstreitigkei-
ten oder Beseit igungsansprüchen. Aber auch im Falle einer unzutässigen Klage, zum
Beispiel bei fehlendem Rechtsschutzbedürfnis, fehlt die rechtliche Betroffenheit der
übrigen Wohnungseigentümer. Denn ein die Klage als unzulässig abweisendes pro-

zessurteil enruächst hinsichtlich des Streitgegenstandes nicht in Rechtskraft, so dass
die Interessen der übrigen Wohnungseigentümer hierdurch nicht berührt werden.

Die notwendigen Abgrenzungen im Einzelfall werden der gerichtlichen Praxis über-
lassen werden müssen. Da für den Kläger von vornherein nicht kalkulierbar ist, ob
das Gericht von der Bei ladung der übrigen Wohnungseigentümer Abstand nehmen
wird, wird die mit S 44 Abs. 2 WEG (neu) bezweckte Erleichterung, wonach es der
namentl ichen Bezeichnung der übrigen Wohnungseigentümer nicht bedarf,  wenn das
Gericht von ihrer Beiladung gem. S 48 Abs. 1 Satz 1 absieht, regelmäßig praktisch

leer laufen. Der Kläger ist gut beraten, wenn er vorsorglich in jedem Falle bis zum
Schluss der mündlichen Verhandlung die übrigen Wohnungseigentümer namenlich
bezeichnet.

TV. Kostenentscheidung

Mit dem Übergang zum ZPo-Klageverfahren ist eine grundlegende Anderung der
Kostenvertei lung im Endurtei l  verbunden. Bislang gi l t  die f lexible Regelung gem.S 47
WEG, wonach der Richter nach bi l l igem Ermessen bestimmt, welche Betei l igten die
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Gerichtskosten zu tragen haben. Der Richter kann dabei auch bestimmen, dass die

außergerichtlichen Kosten ganz oder teilweise zu erstatten sind. Dies bedeutet im

Regelfall, dass der im Wohnungseigentumsverfahren Unterliegende die Gerichtskos-

ten trägt, aber eine Erstattungsanordnung hinsichtlich der außergerichtlichen Kosten

nicht erfolgt l l .  Nach den ZPO-Vorschrif ten (SS 91 ff .)  gi l t  dagegen das Al les-oder-

Nichts-Prinzip. Es kommt sowohl für die Gerichtskosten als auch für die außerge-

richtlichen Kosten grundsätzlich allein darauf an, wer in welchem Umfang unterliegt.

Bi l l igkeitsgesichtspunkte spielen insofern keine Rolle. Bei unterschiedl ichen Urtei len

in den Instanzen ist allein die letztinstanzliche Entscheidung maßgebend.

Dieses starre Kostenverteilungsprinzip wird lediglich durch S 49 WEG modifiziert.

Die Vorschrift lautet:

"(1) Wird gem. S 21 Abs. 8 nach bi l l igem Ermessen entschieden, so können

- 
auch die Prozesskosten nach bill igem Ermessen verteilt werden.

(2) Dem Venrualter können Prozesskosten auferlegt werden, soweit die Tätig-

keit des Gerichts durch ihn veranlasst wurde und ihn ein grobes Verschulden

trifft, auch wenn er nicht Partei des Rechtsstreits ist."

S 49 Abs. 1 des Entwurfs ermöglicht eine Anpassung der Kostenentscheidung an die

Sachentscheidung des Gerichts gem. S 21 Abs. B WEG. Das Gericht kann nach die-

ser Bestimmung, wenn die Wohnungseigentümer eine nach dem Gesetz erforderli-

che Maßnahme nicht treffen, an ihrer Stelle nach bill igem Ermessen entscheiden,

soweit sich die Maßnahme nicht aus dem Gesetz, einer Vereinbarung oder einem

Beschluss der Wohnungseigentümer ergibt.  Eine solche Ermessensentscheidung

kommt etwa in Betracht, wenn der gem. S 28 Abs. 5 WEG erforderliche Mehrheitsbe-

schluss über den Wirtschaftsplan oder die Jahresabrechnung nicht zustande ge-

kommen ist und ein Wohnungseigentümer seinen Individualanspruch auf ordnungs-

mäßige Venrualtung (S 21 Abs.4 WEG) verfolgt und eine ersatzweise Regelung

durch das Gericht begehrt.  Dass in diesem Falle eine Kostenentscheidung nach bi l l i -

gem Ermessen getroffen werden kann, erscheint sachgerecht.

" Vgl. hierzu Niedenführ/Schulze, WEG,7. Aufl . ,  S 47 Rz. B.
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Bedenklich ist dagegen der Gesetzesvorschlag zu S 49 Abs. 2 WEG. Die dort vorge-
sehene Regelung ermöglicht - wie schon nach jetzigem Rechtl2 - eine Kostenbelas-
tung des Veruralters aus dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes, wenn der Ver-
walter das gerichtliche Verfahren durch schuldhafte Verletzung seiner Pflichten ver-
anlasst hat. Der Gesetzentwurf hält es für geboten, die Kostentragung auf grobes
Verschulden zu begrenzen, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass künft ig
dem Veruvalter auch dann Verfahrenskosten auferlegt werden können, wenn er nicht
als Partei an dem Rechtsstreit beteiligt ist. Insoweit besteht ein Wertungswiderspruch
zum materiellen Schadensersatzrecht. Nach S 276 BGB hat der Schuldner jede

Fahrlässigkeit - auch die leichteste -zu vertreten. Wenn aus Gründen der prozess-

ökonomie vermieden werden sol l ,  dass die Wohnungseigentümer ihren materiel l-
rechtlichen Schadensersatzanspruch gegen den Venrualter in einem gesonderten

Verfahren durchsetzen müssen, leuchtet es nicht ein, die Kostentragung des Venrual-
ters als Teil des Schadensersatzanspruchs an eine strengere Voraussetzung zu
knÜpfen, als dies für den zugrunde liegenden zivilrechtlichen Schadensersatzan-

spruch gilt.

Zur Kostenentscheidung ist die Neuregelung gemäß S 50 WEG zu beachten. Da-
nach sind den Wohnungseigentümern als zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung oder Rechtsverteidigung notwendige Kosten nur die Kosten eines bevollmäch-
tigten Rechtsanwalts zu erstatten, wenn nicht aus Gründen, die mit dem Gegenstand
des Rechtsstreits zusammenhängen, eine Vertretung durch mehrere bevollmächtigte
Rechtsanwälte geboten war.

V. Rechtskraft

Zur Rechtskraftwirkung der gerichtlichen Entscheidung wird in g 48 Abs. 3 WEG fol-
gende Regelung getroffen:

"Über die in S 325 der Zivilprozessordnung angeordneten Wirkungen hinaus
wirkt das rechtskräftige Urteil auch fur und gegen alle beigeladenen Woh-
nungseigentümer und ihre Rechtsnachfolger sowie den beigeladenen Verural-
ter Venrualter ."

t '  vgl .  BGH NJW 1998, zss.
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Der Gesetzgeber ist der weiteren Prüfbitte des Bundesrats anzuordnen, dass Urtei-

le, durch die Beschlüsse der Wohnungseigentümer für ungült ig oder nichtig erklärt

werden, für und gegen al le Wohnungseigentümer wirken, unabhängig davon, ob die-

se Partei waren oder beigeladen worden sind, nicht gefolgt. Praxisrelevant ist inso-

fern das Problem des "vergessenen" Wohnungseigentümers, der bis zum Schluss

der mündlichen Verhandlung aufgrund einer unrichtigen oder unvol lständigen Eigen-

tümerliste nicht benannt worden ist. Nach dem Reformgesetz entfaltet das Urteil ge-

genüber dem "vergessenen" Wohnungseigentümer keine materielle Rechtskraft.

Nach der Gesetzesbegründung soll dies hingenommen werden, weil dem "verges-

ser-len" Wohnungseigentümer mit Blick auf Art. 103 Abs. 1 Grundgesetz nachträglich

rechtliches Gehör gewährt werden müsse und auch nach der derzeitigen Rechtslage

keine Bindung eines formell nicht beteiligten Wohnungseigentümers an die gerichtli-

che Entscheidung besteht, ohne dass dies zu Schwierigkeiten in der Praxis führe.

VI. Streitwert

Anstelle des noch geltenden S 48 Abs.3 WEG richtet sich die Ermittlung und Festset-

zung des Streitwerts in Wohnungseigentumssachen künftig nach S 49 a GKG. Nach

Absatz 1 dieserVorschrift ist der Streitwert auf 50 % des Interesses der Parteien und

aller Beigeladenen an der Entscheidung festzusetzen. Er darf das Interesse des

Kllägers und der auf seiner Seite Beigetretenen an der Entscheidung nicht unter-

schreiten und das Fünffache des Wertes ihres Interesses nicht überschreiten. Der

Wert darf in keinem Fall den Verkehrswert des Wohnungseigentums des Klägers

und der auf seiner Seite Beigetretenen übersteigen. Nach Absatz 2 gilt Entsprechen-

des , wenn sich eine Klage gegen einzelne Wohnungseigentümer richtet.

In der Erkenntnis, dass die Begrenzung des Streitwerts auf das Fünffache des Wer-

tes des Individualinteresses insbesondere in Beschlussanfechtungsstreitigkeiten zu

Schwierigkeiten führen kann, einen geeigneten und zur Übernahme des Mandats

bereiten Rechtsanwalt zu finden, wird der Verwalter in $ 27 Abs.2 Nr. 4 und Abs.3

Nr. 6 WEG ermächtigt, mit einem Rechtsanwalt zu vereinbaren, dass sich die Ge-

bühren nach einem höheren als dem gesetzlichen Streitwert, höchstens nach einem

gemäß S 49 a Abs. 1 Satz 1 GKG bestimmten Streitwert bemessen.

Diese neue gesetzliche Vertretungsmacht kann zu Konflikten und Haftungsrisiken

für den Veruualter führen. lst er in dem Bestreben, einen geeigneten Rechtsanwalt zu

finden, bei der Gebührenvereinbarung zu großzügig, kann er sich dem Vonruurf eines
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Verstoßes gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Verwaltung und damit einem

Schadensersatzrisiko aussetzen. Weigert er sich, einen höheren Streitwert zu ak-

zeptieren, riskiert er, keinen Rechtsanwalt oder nur einen fachlich ungeeigneten An-

walt zu f inden.

VII. Rechtsmittel

Was die Berufungszuständigkeit betrifft, so ist gegenüber dem Entwurf der Bun-

desregierung , der die Berufungszuständigkeit der Oberlandesgerichte vorsah, eine

Anderung eingetreten. Nach der Neufassung des S 72 Abs. 2 GVG ist für die Bin-

nenstreitigkeiten nach S 43 Nr. 1 bis 4 und Nr.6. WEG das Landgericht am Sitz des

Oberlandesgerichts gemeinsames Berufungs- und Beschwerdegericht für den Bezirk

des Oberlandesgerichts. Dies gilt auch für die Wohnungseigentumssachen mit Aus-

landsberührung. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung anstelle dieses Gerichts ein anderes Landgericht im Bezirk des Oberlandesge-

richts zu bestimmen.

Di€ Zuständigkeitskonzentration auf ein einziges Landgericht im Bezirk des OLG ist

im Interesse einer Qualitätssteigerung der Berufungsentscheidung und der Heraus-

bi ldung einer gleichmäßigen Revisionszulassungspraxis zu begrüßen. Für die Au-

ßenstreitigkeiten gemäß S 43 Nr.5 WEG ( Klagen Dritter gegen die Gemeinschaft

oder gegen Wohnungseigentümer ) verbleibt es dagegen bei der vom Beschwerde-

wert abhängigen Rechtsmittelzuständigkeit nach S 119 Abs.1 Nr.2 GVG und S 72

Abs.. 1 GVG.: Bei Streitwerten bis zu 5000.- EUR ist im Regelfall die Berufungszu-

ständigkeit des Landgerichts gegeben, bei höheren Streitwerten die Berufungszu-

stä nd igkeit des Oberlandesgerichts.

Die Revision zum Bundesgerichtshof hängt - wie allgemein in Zivilprozesssachen
- von der Zulassung der Revision durch das Berufungsgericht ab ( S 543 ZPO ). Um

einer Überlastung des BGH vorzubeugen, werden gemäß S 62 WEG ( neu ) die

Nichtzulassungsbeschwerden nach S 544 ZPO für eine Übergangszeit von fünf Jah-

ren ausgeschlossen. Dieser Ausschluss bezieht sich jedoch ledigl ich auf die Binnen-

streit igkeiten gemäß S 43 Nr. 1 bis 4 WEG. Für die in S 43 Nr.5 WEG geregelten

Fälle der Klagen Drit ter sol l  es bei der Möglichkeit der Nichtzulassungsbeschwerde

nach Maßgabe des S 26 Nr. 8 EGZPO verbleiben, sofern der Beschwerdewert

20.000.- EUR übersteigt.

VIII. Inkrafttreten
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Abgesehen von redaktionel len Anderungen, d ie das Wohnungseigentumsrecht

nicht betreffen und sofort in Kraft treten, tritt die WEG - Novelle am ersten Tag

des vierten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft ( Artikel 4 ).

Nach S 62 Abs. 1 WEG n.F. bleibt fürdie im Zeitpunkt des Anderungsgesetzes

bei Gericht anhängigen Verfahren in Wohnungseigentums- oder in Zwangsver-

steigerungssachen oder für die bei einem Notar beantragten freiwill igen Verstei-
gerungen das bisherige Recht weiter anwendbar.


